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JI-- ,f.S8~ der Beilagen zu den stenographisdter. Protckollen des Hationalrdtes 

XlII. Gesetzgeb~~:lgspE:riode 

DER BUNDESMINISTER FÜR FINANZEN .. Wien, 20~ September 1972 

Zlo 6343-Pro2/1972 

An die 

Kanzlei des Präsidenten 
des Nationalrates 

Parlament 
Wie n .., 

• 0 

i lttz / A. B.: 

Auf d.ie ..".l.nfrage der Abgeordneten Sandme,ier und Genossen vom 

25 .. Juli 1972, Nr .. 743/J, betreffend Bundesvoranschlag 1973, 
beel::-e ich mich mitzuteilen: 

Zu. 1): 

Die Bundesregierung hat in der 320 Sitzung des Ministerrates 

eine!1 mündlichen Bericht des l"i.nanzministers ühc-:lr die Grundlagen 

der BUdgeterste:i..lung zur Kenntnis genomm(~n, in dem die voraus­

sic~tiichen Globaldaten für, eine Regierungsvorlage, u8treffend 

das Bundesfü:anzgesetz 1973 ent.h,alten vlaren (!1ündlicher Bericht 

an. den Ministerrat, betreffend Budgetrahmen für das :B'inanzjahr 

1973 und zusi:itzliche Richtlinien für die Verüandlungen über den 

Bundesvoranschlag-Entwurf 1973)0 

Um deD. mit dem Bundesvoranschlag 1971 eingeleiteten Kon~oli~ierungs­

prozeß ni.cht zu gefährden und den VorW't.lrf einer inflatic:!:istischen 

Bu.dgetpoli ti1: zu vermeiden, muß sich die St,:.ügerung des Ausgaben­

rahmens ~n der Grö~enordnung der nominellen Zuwachsrate des Sozial­

produktes orientL."!>!:'en" Der Beirat für l.Jirt8~hafts- und Sozialfragen 

hat seiner letzten Bud.ge·c-~torschau für (~..i .. e Jahre 1973 bis 1976 als 

Hauptvariante für das nominelle \..iachstumdes Sozi?lproduktes die 

9 %ige ZU\-.fachsrate des BruttonaGionalproduktes zugrunde gelegt" 

Das bedeutet, daH maximal eine Ausweitung des Ausgabenrahmens von 

10 % Cl.uf Basis Bundesrechnung 1972 vertretbar er3cheinto 

Auf c.er Einnallmensei te sind zunä.chst die Ausfälle durr:-·h die ~·;in­

kommens-teuerrc.:'orm (rd~ 2 l'Iilliarden Schilling) und die EWG­

Assoziierung (Zollausfälle von rd o 1'4 Milliarden Schilling) sowie 

den neueu.E'inanzG.'lsgleich (rdo 1 t 5 Milliarden Schilling), wei ters 

durch die Regeluns bei der Mehrwertsteuer bedingt8 TabaksteuerE'l.~Äs-
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fälle von 0'6 Milliarden Schilling netto zu berücksichtigeno 

Der mit der Einführung der Mehrwertsteuer verbundene Einnahme­

ausfall kann auf Grund einer Ermächtigung im Bundesgesetz über 

die Einführung des Umsatzsteuergesetzes 1972 bis zu 10 Milliarden 

Schilling im Wege von Kreditoperationen z\'lischenfinanziert werden .. 

Trotzdem kan..."'1 aufbauend auf die sehr i:)ünstige Einnahmenentwick­

lung des Jahres 1972 für das Budget 1973 mit einem Einnahmenzu­

wachs von mindestens 10 Milliarden Schilling gerechnet werden .. 

Die Finaräierung d€.j Budgetdefizi tes 19'?~ erfolgt durch Kredi t­

ope.::-ationen im In- und !J_usl'~J..1d .. :;:)er im Finanz,schuldenbericht der 

Österreichischen Postsparkasse festgestellte langfristige Trend 

bezüglich der steigenden Auf:!ahmefähigkeit des inländischen 

Kapi talmarkt:,S i"lira dessen gröBere I-J.3..nspruchnahme im Wege von 
Anleiheemissionen gestatteno 

Zu 21.L 

Die auf Grund des im. P\lnkt 1) cufgezeigt~n Beschlusses ergangenen 

Ver~~mdlungsrichtlinien für' die' Ermessensausgaben verlangten zur 

Sicherung des Ausgabenrahmen8 des Bu~igets 1973 eine Kürzung der 

AUGgangsbasü~, und Z\"o'ar d.er Ermessensausgaben des Bundesvoran-. 
schlages 1972& 

Zu Al' _ .. _~-!.. 

Die ein7elnen Varianten (l~er vom Beirat für Wirtschafts- und 

Sozialfragen erstellten Blldgetvorschau gingen von einer realen 

Steigerung des Sozialproduktes in Höhe von 5 % aus; die restlichen 

Prozentsätze der nOilliuellen ZUi'iaCnsrate e!:~fallen jeTw"leils auf die 
P . t· relSS Glgerungsrate~ 

611 4): --"-
In den letzten Jahren wurden am End{~ der Frühjahrssession des 
Fa~' - ~ M l' d ' vlonaJ.ra't..8S meb.rfach p[.".rlamentarischp .. lUlfragen a.n alle J..li tg ~e er 

cle:::- Bund 0 s1.'egi erung , betreffend J1..nträge bZ\i 0 Anforderungen zum 

nächstfolg81!,de:'l. Bundes:t'inanz€,:esetz bZitJ.. zum Dienstpostenplan ein.-­
ge b.r'ö,eh t " 

Die meritorische Beantwortung Aolch8r Aufragen ist sowohl in der 

XI .. Gesetzgel'n.lngsperiode a16 auch in der ;aI.. Gesetzgebungsperiode 
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des Nationalrates abgelehnt wordeno Dabei v.'Urde übereinstimmend 

darauf ver\'liesen, daß es sich bei den Besprechungen über das 

Bundesfinanzgesetz im derzeitigen Stadium nicht um Anträge oder 

AnIorderungen, sondern um einen rechtlich nicht verbindlichen 

Meinungsaustausch zwischen den beteiligten Ressorts über die 

~~~tige Gestaltung des Bundesfinanzgesetzes handeltG weiters 

wurde in dieseffi Zusammenhang auch auf die Problematik verwiesen, 

die sich aus den B~stimmungen des Arte 51 Abs e 1 Bundesverfassur~s­

gesetz ergibto 

Ich darf in diesem Zusammenhang beispiels1!leise auf die Anfrage­

beant'ltlortung des HerrD Bundesministers Dr., Schleinze:::- vom 
8.September 1969 (1375/A.B. - XIoGP)" sovüe auf die Anfragebf", ~ 

antwortung vom 20 August 1971 (S94/A o ß., - XIlo GP) verweisen und 

sehe r.J..Lch nicht in der Lage, von dem St?ndpunkt, den bi.sher alle 

Mitglieder der Bundesrogierung in dieser Fragenehrfach 6lngenommen 

haben, ahzuweicheno 

Bei den Budgetverhandlungen auf Beamtenebene I'lUrden Al.1sgaben 'lnd 

Einnahmen der ein;::;alnen Ressortkapiteln besprochen .. Neben diesen 

Ge ba:::ungen sind jedoch j elveils auch eie Auswirk.ungen '.'erschi6d.ener 

noch in Verhandlung stehender ('der geplanter r'Iaßnahmen zu berück­

sichtigeuo Zum Beispiel wur071Il die Finanzausgleichsve:r:-handlungen 

erst nach Abschluß der Budgetverha..ndlungen auf :S.:'amtenebene abge­

schlossen bzw Q kann über die En·tHicklung verschie,iener Einnahmen 

erst anfangs September ein entsprechendes UrJGeil abgegeben ;,verdeno 

Aus diesem Grunde können die durch Add.ition der bei den :e3amten­

verhandlungen besprochenen Ausgaben und Eilrrlahmen en"bstehenden 

Betr~ge keinesfalls als R~menbeträge de~ Bundesvoranschlages 1973 
im Sim.J.e der co 0 llnfrage ange sehen \verden." 

,~y. .. 21-1. 
Die Kredi taufna.h.nün l>!erden rd. 11 l1illiarden Schilling betragen. 

Der mit der Einführung der MehZ'·<'lert3·~e~er verbundene Einnahmeaus­

fall kann auf Grund einer E:;:-mächtigu.ng im .Buude2gesetz über dj.€, 

Einführung des Umsatzsteuerge.setzes 1972 bis zu 10 I1illiarden 

Schi.lling im Wege von Kredi toperatio:nell zwische:nfinanzlert ''II'erden .. 

Im Budgetent·~vu.rf 1973 werrien o:::-'t\.ofa 9 l'hl: .... 1.:::' !'den Schillin.g EiDIlahmen 

aus dieser Ermä.chtigung aufscheinen" 
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Zu 6): 

Aufnahmen weiterer Kredite für Budgt1;ZW6'~ke über die im Punkt 5) 
vorge5~hen5n tlaßnahmen hinaus können nicht erfolgen. 

Zu 7): 

ttber die Hälfte der gegenständlichen Ausgc..benrUckstellungen 
darf aus konjunkturpolitischen Gründen im Jai::lre 1972 nicht ver­
fügt~;erd~n,somit C1.uch nicnt 'lurch Zuführung an eine Rücklage~ 

.. 

es sei de~, daß in Einzelfällen ~us unabdingbaren Gründen bereits 
eine Freigabe eines Teiles dieser Beträge erfolgte. 

Zu 8): 

Auf die Ausführungen im Abs 0 1 bis 3 zu Punkt 4) lt:ird vervw'iesen. 

l 
J 
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